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Bereich Kapitel Antrag / Bemerkung Begründung

Allgemeine Bemerkungen Allgemeine Bemerkungen Der Entwurf enthält verschiedene Bestimmungen, die nur auf den Kanton
anwendbar sind; zu diesen äussert sich der VBG nicht. Soweit die IMV auch die
Gemeinden betrifft, sind die meisten Bestimmungen unseres Erachtens eine
Konsequenz des geänderten IMG und soweit ersichtlich sachlich nicht zu
beanstanden. Abgelehnt wird Artikel 1, soweit er auf die Gemeinden
Anwendung finden soll. Zu einzelnen weiteren Bestimmungen hat der VBG
Präzisierungs- oder Erläuerungsanregungen.

Verordnung über die
Information und die
Medienförderung (IMV)

Art. 1 Einfache und
Leichte Sprache sowie
Gebärdensprache (Art.
14a Abs. 1 IMG)

Die Gemeinden (d.h. sämtliche gemeinderechtlichen Körperschaften) sind vom
Anwendungsbereich von Artikel 1 auszunehmen.

Die Bestimmung verlangt, dass (Gemeinde-)Behörden "soweit möglich und
geboten" in Einfacher Sprache informieren und kommunizieren sollen. Zudem
sind Informationen und Kommunikationsangebote in Leichte Sprache zu
übersetzen, u.a. wenn diese ermöglichen, das Recht auf politische Teilhabe
auszuüben oder generell erforderlich sind für die Wahrnehmung der Rechte und
Pflichten von Menschen mit Behinderungen oder mit geringen
Sprachkenntnissen. Nimmt man diese Bestimmung zum Nennwert, so müssten
Gemeinden (bis hin zu jeder Schwellenkorporation" ihre Informationen und
Kommunikationsangebote zu einem grossen Teil in Leichte Sprache übersetzen.
Man muss sich den Aufwand nur schon für das Element der
Abstimmungsbotschaften vorstellen: Diese werden in den Städten und
Gemeinden regelmässig unter hohem zeitlichen Druck erstellt. Müssten
daneben jeweils noch Übersetzungen erstellt werden, so könnten die engen
Zeitpläne nicht eingehalten werden und die ohnehin langen Entscheidwege
würden sich weiter verlängern. Ganz abgesehen davon wäre der finanzielle
Aufwand für diese Übersetzungen erheblich, da kaum eine Gemeinde über das
nötige interne Know-how verfügt, um solche Übersetzungen fachgerecht
vornehmen zu können. Der VBG geht davon aus, dass ein Auftrag, wie er im
Entwurf von Artikel 1 beschrieben ist, von den allermeisten Gemeinden schlicht
nicht leistbar und - bei allem Verständnis für die Kommunikationsbedürfnisse
von Menschen mit Behinderungen und mit geringen Sprachkenntnissen - in
dieser Form unverhältnismässig ist. Einfach und Leichte Sprache können nur
von Personen gesprochen bzw. geschrieben werden, welche in diesen
Sprachen ausgebildet sind. Die Gemeinden verfügen in aller Regel über keine
solchen Fachkräfte. 
Es ist für die Gemeinden unbestritten und mittlerweile längst Standard, dass die
behördliche Kommunikation hohe Verständlichkeit und einfachen Zugänglichkeit
anzustreben hat. Darüber hinausgehend ist eine generelle Verpflichtung zur
Verwendung von Einfacher und Leichter Sprache in den Gemeinden nicht
angemessen. 
Artikel 1 verpflichtet zwar zur Verwendung von Einfacher und Leichter Sprache
nur "soweit möglich". Da dies für die allermeisten Gemeinden grundsätzlich
"nicht möglich" ist, würde die Bestimmung toter Buchstabe bleiben. Angesichts
dieser Umstände beantragt der VBG, die Gemeinden von den entsprechenden
Pflichten zu befreien. Soweit einzelne Gemeinden in gewissen Fällen von
Einfacher und Leichter Sprache Gebrauch machen, ist dies ohne weiteres
möglich.
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Verordnung über die
Information und die
Medienförderung (IMV)

Art. 2 Bekanntgabe von
Personendaten im Internet
(Art. 15b IMG)

Die Protokolle der Gemeinde- und Stadtparlamente (oder Auszüge davon) sind
vom Anwendungsbereich von Artikel 2 und 3 auszunehmen.

Die Sitzungen der Parlamente sind öffentlich. Parlamentarierinnen und
Parlamentarier äussern sich in den Parlamenten als Repräsentantinnen und
Repräsentanten ihrer Wählerschaft. Die Bevölkerung hat ein Anrecht, erfahren
zu können, wer sich in einem Parlament wie geäussert hat. Es soll nicht möglich
sein, unter dem Deckmantel des Persönlichkeits- bzw. Datenschutzes den
legitimen Zugang der Bevölkerung zu Informationen über die Debatten und
Äusserungen in Parlamenten zu erschweren.

Verordnung über die
Information und die
Medienförderung (IMV)

Art. 5 Allgemeines
Interesse (Art. 16 Abs. 1
Bst. a IMG)

Die Bestimmung ist zu ergänzen:
"...wenn eine Information zur Wahrung der demokratischen Rechte und zur
Sicherstellung der Meinungsbildung über das Geschehen im Kanton oder in der
betreffenden Gemeinde von Bedeutung ist."

Artikel 16 IMG, auf den sich Artikel 5 IMV bezieht, gilt nicht nur für den Kanton,
sondern auch für die Gemeinden. Entsprechend ist die Definition des
allgemeinen Interesses anzupassen. Es kann nicht sein, dass eine Information
aus einer Gemeinde nur dann von allgemeinem Interesse ist, wenn sie "im
Kanton" von Bedeutung ist.

Verordnung über die
Information und die
Medienförderung (IMV)

Art. 10 Zuständigkeit bei
Informationen von
mehreren Behörden (Art.
31a Abs. 2 IMG)

Was gilt für Informationen, die in von Kanton und Gemeinden gemeinsam
genutzten und gespeisten Applikationen enthalten sind (z.B. eBau, NFFS, ePlan
etc.)?

In Zukunft werden voraussichtlich vermehrt Informationen aller Art in
(vornehmlich digitalen) Gefässen generiert, welche von verschiedenen
Behörden stammen und möglicherweise teilweise auch nicht mehr eindeutig
nach ihre Ursprung zugeordnet werden können.

Verordnung über die
Information und die
Medienförderung (IMV)

Art. 17 Einreichen des
Gesuchs

Absatz 2 hält fest, dass die verlangten Informationen möglichst genau zu
umschreiben sind. Diese Bestimmung ist zentral für die Gemeinden. Ihre
Bedeutung ist im Vortrag zu erläutern.

Gemeinden werden immer wieder Opfer von sog. "fishing expeditions": Es
werden vage, unspezifische Auskunfts- oder Akteneinsichtsbegehren gestellt,
ohne dass auch nur ansatzweise umschrieben würde, welche konkreten
Informationen verlangt werden. Dies in der Hoffnung, in der Fülle der erteilten
Auskünfte und zur Verfügung gestellten Informationen auf Zufallsfunde zu
treffen. Die Bearbeitung solcher Gesuche ist regelmässig sehr aufwändig. Der
VBG beantragt, im Vortrag näher auszuführen, dass kein Anspruch auf die
Bearbeitung von Gesuchen besteht, die offensichtlich nicht auf die Erlangung
von bestimmten Informationen gerichtet sind, sondern unspezifisch der Sichtung
von Akten und Dokumenten dienen in der blossen Hoffnung, möglicherweise
irgendetwas Interessantes zu finden.

Verordnung über die
Information und die
Medienförderung (IMV)

Art. 25 Gemeindeversammlungen
(Art. 10 Abs. 2 IMG)

Artikel 25 übernimmt den bisherigen Artikel 30 IV unverändert. Es stellt sich die
Frage, ob die Bestimmung dahingehend ergänzt werden soll, dass die
Gemeinden ihre Gemeindeversammlungen nicht nur im Einzelfall, sondern
generell telekommunikativ übertragen können sollen. Die Ansichten dazu gehen
auseinander. Einerseits würde diese Möglichkeit insofern begrüsst, als
Gemeinden, welche dies wünschen, keine Einschränkungen auferlegt werden
sollen. Andererseits liegt es grundsätzlich im Interesse der Gemeinden, dass die
Stimmberechtigten im Sinne einer demokratischen Partizipation an der
Versammlung selbst aktiv teilnehmen und ihr nicht bloss von Ferne zuhören
oder zuschauen. Allenfalls wäre eine Ergänzung zu prüfen, welche es den
Gemeinden überlässt, eine entsprechende Grundlage zu schaffen. Damit
müssten sie zumindest den demokratischen Entscheid fällen, ob bei ihnen
solche Übertragungen zulässig wären. Eine generelle, bereits durch den Kanton
vorgegebene Öffnung wird dagegen tendenziell als nicht erforderlich erachtet,
da die bisherige Regelung für die meisten Gemeinden genügen dürfte.

Siehe Antrag.
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Änderung der
Gebührenverordnung
(GebV), Anhang 1

Keine Antwort Keine Antwort

Vortrag Keine Antwort Keine Antwort


